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RESOLUTION 1040 (1996)

verabschiedet auf der 3623. Sitzung des Sicherheitsrats
am 29. Januar 1996

Der Sicherheitsrat,

unter Hinweis auf die Erklärung seines Präsidenten vom 5. Januar 1996
(S/PRST/1996/1),

nach Behandlung der Schreiben des Generalsekretärs an den Ratspräsidenten, datiert
vom 29. Dezember 1995 (S/1995/1068) und 16. Januar 1996 (S/1996/36),

zutiefst besorgt über die weitere Verschlechterung der Situation in Burundi und über die
Bedrohung, die dies für die Stabilität der Region insgesamt bedeutet,

unter entschiedenster Verurteilung derjenigen, die für die zunehmende Gewalt,
insbesondere auch gegen Flüchtlinge und das internationale humanitäre Personal, ver-
antwortlich sind,

in Unterstreichung der Wichtigkeit, die er der Fortsetzung der humanitären Hilfe für die
Flüchtlinge und Vertriebenen in Burundi beimißt,

sowie in Unterstreichung der Verantwortung, die die Behörden in Burundi für die
Sicherheit des internationalen Personals sowie der Flüchtlinge und Vertriebenen in dem Land
tragen,

in diesem Zusammenhang mit Genugtuung über den Besuch, den die Hohe Kommissarin
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge auf Ersuchen des Generalsekretärs Burundi vor kurzem
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abgestattet hat, sowie über die Pläne für die Einrichtung eines ständigen Mechanismus für
Konsultationen über Sicherheitsfragen zwischen der Regierung Burundis, den Vereinten
Nationen und den nichtstaatlichen Organisationen,

betonend, daß die Verfolgung des Dialogs und der nationalen Aussöhnung durch alle
Beteiligten in Burundi von höchster Wichtigkeit und Notwendigkeit ist,

betonend, welche Bedeutung er der Fortsetzung und Verstärkung der Bemühungen der
internationalen Gemeinschaft beimißt, eine weitere Verschlechterung der Situation in Burundi
abzuwenden und den Dialog und die nationale Aussöhnung in dem Land zu fördern,

mit Genugtuung Kenntnis nehmend von den Anstrengungen, die der Generalsekretär und
seine Mitarbeiter, die Organisation der afrikanischen Einheit und ihre Militärbeobachter in
Burundi, die Europäische Union sowie die Vermittler, die von der am 29. November 1995 in
Kairo abgehaltenen Konferenz der Staatschefs des ostafrikanischen Zwischenseengebiets
ernannt wurden, derzeit unternehmen, 

in Bekräftigung seiner Unterstützung für den Regierungspakt vom 10. September 1994
(S/1995/190, Anhang) und für die im Einklang mit diesem Pakt geschaffenen
Regierungsinstitutionen,

1. verlangt, daß alle Beteiligten in Burundi Zurückhaltung üben und Gewalt-
handlungen unterlassen;

2. verleiht seiner uneingeschränkten Unterstützung für die Anstrengungen Ausdruck,
die der Generalsekretär und andere in Unterstützung des Regierungspakts unternehmen, um
einen umfassenden politischen Dialog zu erleichtern, der auf die Förderung der nationalen
Aussöhnung, der Demokratie, der Sicherheit und der Rechtsstaatlichkeit in Burundi gerichtet
ist;

3. fordert alle Beteiligten in Burundi auf, sich in einem positiven Geist ohne Säumen
an diesem Dialog zu beteiligen und die Bemühungen des Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs und anderer um die Erleichterung dieses Dialogs zu unterstützen;

4. bittet die Mitgliedstaaten und die anderen Beteiligten, bei der Ausfindig-
machung und Schließung von Hörfunksendern, die zu Haß und Gewalthandlungen in Burundi
aufstacheln, zu kooperieren;

5. ersucht den Generalsekretär, gegebenenfalls im Benehmen mit der Organisation
der afrikanischen Einheit und den beteiligten Mitgliedstaaten zu prüfen, welche weiteren
vorbeugenden Maßnahmen unter Umständen erforderlich sind, um eine weitere
Verschlechterung der Situation zu verhindern, und gegebenenfalls Eventualfallpläne
auszuarbeiten;

6. begrüßt es, daß der Generalsekretär eine technische Sicherheitsmission nach
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Burundi entsandt hat, die prüfen soll, wie die bestehenden Sicherheitsregelungen für das
Personal und die Räumlichkeiten der Vereinten Nationen und der Schutz der humanitären
Einsätze verbessert werden können;

7. ersucht den Generalsekretär, den Rat genau unterrichtet zu halten, namentlich auch
über die von ihm nach Burundi entsandte technische Sicherheitsmission, und dem Rat bis zum
20. Februar 1996 einen umfassenden Bericht über die Situation vorzulegen, der auch die
Fortschritte bei seinen Bemühungen um die Erleichterung eines umfassenden politischen
Dialogs und die nach Ziffer 5 ergriffenen Maßnahmen, einschließlich der Eventualfallpläne,
behandelt;

8. bekundet seine Bereitschaft, im Lichte dieses Berichts und der weiteren
Entwicklung in der Situation

a) die Verhängung von Maßnahmen nach der Charta der Vereinten Nationen in
Erwägung zu ziehen, namentlich ein Verbot der Lieferung von Rüstungsgütern und sonstigem
Wehrmaterial jeder Art nach Burundi sowie Reisebeschränkungen und andere Maßnahmen
gegen diejenigen Führer in Burundi, die weiter zu Gewalt aufrufen;

b) zu prüfen, welche sonstigen Maßnahmen erforderlich sein könnten;

9. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu bleiben.

-----


